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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 5 R 208/13 B 
 
L 11 R 190/12 (LSG Baden-Württemberg) 
S 15 R 2048/11 (SG Mannheim) 
 
 
 
………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. Dezember 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 16. April 2013 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 16.4.2013 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch des Klägers auf 

Auskunft über den Zeitpunkt der Auszahlungen seiner Regelaltersrente in der Zeit von August 

2006 bis Mai 2011 sowie auf kostenfreie Auszahlung fälliger Rentenansprüche in Höhe von 

5611,55 Euro in bar an seiner Haustür verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat der Kläger Beschwerde zum 

BSG eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache und einen Ver-

fahrensfehler. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 
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Der Kläger hält für grundsätzlich bedeutsam, 

 "ob einem Rentenempfänger dessen monatlich von der Beklagten auszuzahlende Rente an 

dessen Wohnung zu liefern ist, wie dies durch die Beklagte jeden Monat tausendfach prak-

tiziert wird." Weiter gehe "es doch letztlich über die in Literatur und Rechtsprechung viel dis-

kutierte Frage der Auslegung des § 47 Abs. 1 SGB I und dem Auszahlungsanspruch des 

Rentenempfängers an der Wohnung oder dem Wohnort." 

 

Mit diesen beiden Fragen hat der Kläger die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nicht 

dargetan. Im ersten Fall hat er keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zum Inhalt oder Anwen-

dungsbereich einer revisiblen Norm (§ 162 SGG) gestellt. Im zweiten Fall lässt er offen, welches 

gesetzliche Tatbestandsmerkmal der von ihm genannten Norm (§ 47 Abs 1 SGB I) ausgelegt 

werden soll, um die Rechtseinheit zu wahren oder das Recht fortzubilden. Es ist nicht Aufgabe 

des Beschwerdegerichts, die Beschwerdebegründung darauf zu analysieren, ob sich ihr eine 

Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung entnehmen ließe. Zusätzlich fehlt es an ausreichen-

den Ausführungen zur Klärungsfähigkeit. Insofern hätte der Kläger aufzeigen müssen, welchen 

Sachverhalt das LSG für das BSG bindend festgestellt hat (§ 163 SGG) und dass auf dieser 

Grundlage im angestrebten Revisionsverfahren notwendig über die mit der Beschwerde ange-

sprochene Problematik entschieden werden muss. 

 

Die Verfahrensrüge hat ebenfalls keinen Erfolg. Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf 

gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen 

könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensman-

gels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden 

Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass 

und warum die Entscheidung des LSG ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf 

dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. 

 

Der Kläger trägt hierzu vor, das LSG habe "gegen den Grundsatz der Amtsermittlung (§ 103 So-

zialgerichtsgesetz) verstoßen, indem es über den Anspruch des Klägers entschieden" habe, 

"ohne zu ermitteln, wie hoch die Kosten der Beklagten für eine Baranweisung" seien "und wie 

hoch der Aufwand des Beklagten wäre, seine Rentenbeiträge bei der Post abzuholen". 

 

Mit diesem Vorbringen ist schon deshalb keine Verletzung des § 103 SGG ordnungsgemäß auf-

gezeigt, weil der rechtskundig vertretene Kläger versäumt hat darzulegen, im Berufungsantrag 

einen entsprechenden Beweisantrag gestellt und bis zuletzt aufrechterhalten zu haben. 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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